
Als einziges Land im Eurozone weist Deutschland einen Rückgang der durchschnittl ichen Ar-
beitnehmerentgelte (Bruttolöhne + Sozialversicherungsbeiträge Arbeitgeber) innerhalb des
Zeitraums von 2000 bis 201 1 auf. Gegenüber den anderen Ländern bestehen dahingehend
große Abstände, insbesondere im Fal l von Frankreich, Griechenland und Spanien.
Grundsätzl ich ist ein Rückgang für die Arbeitnehmer in Deutschland im Allgemeinen sehr be-
dauerl ich. Für den ärmeren Teil der deutschen Bevölkerung ist der Rückgang noch viel dramati-
scher und mit spürbarem Kaufkraftverlust verbunden.
Als Urheber dieses Rückgang sind die Hartz-Gesetze zu nennen, sie haben nicht nur auf einen
Schlag die Lebensbedingungen von Mio. Menschen unter das Existenzminimum gesenkt, son-
dern stel len auch eine ständige Drohkul isse für al le anderen abhängig Beschäftigten dar, die ei-
ne kaum beherrschbare Lohnabwärtsspirale gebildet hat. Dieser Trend wurde zusätzl ich durch
den Zwang unterstützt niedrigentlohnte Arbeit annehmen zu müssen oder die Niedriglöhne
staatl ich "aufzustocken".
Die Lohnentwicklung (genauer: die Lohnstückkostenentwicklung) hat einen direkten Einfluß
(z.B. über Nachfrage) auf die Preise in dem jeweil igen Land. Stark divergierende Lohnentwick-
lungen zwischen unterschiedl ichen Ländern der Eurozone müssen in der Regel auch zu diver-
gierenden Preisentwicklungen führen.

Tatsächl ich haben sich die Preise von 2000 bis 201 1 in den einzelnen Ländern sehr unterschied-
l ich entwickelt. Nur Frankreich, die Niederlande und Ital ien haben annährend das verbindl iche
Inflationsziel der Eurozone von jährl ich 2% erreicht. Portugal l iegt etwas mehr über dem Inflati-
onsziel, Spanien und Griechenland l iegen stark darüber und Deutschland l iegt drastisch darun-
ter. Es haben sich so also große Preisunterschiede insbesondere zwischen Deutschland und
al len anderen Ländern herausgebildet, mit dramatischen Folgen für die Eurozone.
Produkte die 2000 noch 1 00 Euro kosteten, kosten 201 1 nun:
in Deutschland 1 1 1 Euro
in Frankreich 1 21 Euro
in Spanien und Griechenland 1 38 Euro

Das hat natürl ich erhebl ichen Einfluß auf den Handel in der Eurozone. Deutsche Waren und
Dienstleistungen werden aufgrund der günstigen Preise immer bel iebter, so dass die Volkswirt-
schaften der Länder mit größerer Preissteigerung dazu tendieren mehr Produkte aus Deutsch-
land zu kaufen als sie aus/in ihrem Land verkaufen können. Dabei folgen sie nur den Gesetzen
der Marktwirtschaft, was aber dazu führt, dass gegenüber Deutschland Schulden aufgebaut
werden. Die Zentrale Vorraussetzung für eine funktionierende Währungsgemeinschaft ist die
gleiche Preisentwicklung seiner Teilnehmer. Denn ohne die Möglichkeit einer Währungsabwer-
tung, fehlt der Regulatiosnsmechanismus über den Wechselkurs und die Teilnehmer sind einan-
der vermehrt schutzlos ausgel iefert. Es ist deshalb essentiel l , dass das gemeinsame Inflationsziel
von jedem eingehalten und die Lohnentwicklungen der Länder koordiniert werden.

Eine Handelsbilanz gibt Aufschluss über den Gesamtwert der Produkte die ein Land
exportiert und importiert. Die Handelsbilanz weist ein Überschuss auf, wenn der Ge-
samtwert der Exporte die Importe übersteigt und ein Defizit, wenn Umgekehrtes gilt.
Seit Beginn der Währungsunion konnte Deutschland seine Handelsbilanzüberschüs-
se (Exportüberschüsse) drastisch auf anhaltendes Niveau von 1 20 Mrd. Euro pro Jahr
steigern. Auch die Niederlande sind ein Überschussland (stabiler Wert von ca. 50 Mrd
Euro), sie betreiben regen Export mit Deutschland (25% ihres Gesamtexports). In
Griechenland und besonders Spanien haben die Exportdefizit gleichzeitig stark zu-
genommen (in Portugal konstantes Defizit) , ab 2008 verringern sich die Defizite
dann deutl ich. Dies ist dem al lgemeinen Sparkurses geschuldet, dieser betrifft nicht
nur den sogenannten Staatssektor, auch die Unternehmen unterlassen in ungewisser
Lage nötige Investitionen und das Importvolumen reduziert sich. I tal ien und Frank-
reich haben sich 2005 von Überschuss- in Defizitländer gewandelt. Ihre Defizite ha-
ben sich deutl ich gesteigert und betrugen 201 1 zusammen 1 00 Mrd. Euro.
Die divergierenden Preisentwicklungen in der Eurozone haben aufgrund des ver-
hältnismässig großen Anteils des innereuropäischen Handels am Gesamthandel der
Euroländer einen großen Einfluß auf die Handelsbilanzsalden gegenüber der ge-
samten Welt.
Die Darstel lung il lustriert, dass die Exportüberschüsse des Einen, die Defizite des An-
deren sind (hier nur die relevantesten Länder dargestel lt) . Ohne eine Währungsab-
wertung können die Defizite nicht reduziert werden und kumulieren sich über den
gesamten Zeitraum auf und erhöhen so die Schulden der Volkswirtschaften (insbe-
sondere letztl ich auch die Staatsschulden) von Ital ien, Frankreich, Spanien, Grie-
chenland und Portugal.
Es ist anzunehmen, dass die Handelsbilanzdefizite von Ital ien und Frankreich in nä-
herer Zukunft sich durch die europaweit verordnete Sparpfl icht auch absenken. Das
wäre das Ende des durch Exportüberschüsse getriebene deutsche Wirtschaftsmodel l .

Die Staatsschuldenstände der Euroländer steigen erst zur Bankenrettung rapide an. Die sogenannte Staatsschuldenkrise ist
gemacht. Schlechte Haushaltsführung der Staaten fäl lt als Ursache aus.
Die meisten Staaten haben vor der Krise ihre Schulden sogar reduziert. Das heute dämonisierte Spanien hatte 2007 mit I r-
land die geringste Staatschulden der gesamten Eurozone (unter 40%), selbst heute hat es noch einen der geringsten Werte.
I rlands Staatschulden sind mit der Bankenrettung von 25% auf 85% explodiert. Auch die Niederlande konnten bis zum An-
stieg seine Staatsschulden um 1 0% drosseln. Die Staatsschulden von Deutschland und Frankreich gingen vor der Krise zu-
rück. Auch Ital ien und selbst Griechenland hatte 2007 eine ähnl iche Staatschuldenquote wie zu Beginn der europäischen
Währungsunion.
Sol lten sich die Refinanzierungsschwierigkeiten durch in al len Ländern simultan und spontan einsetzende Rechenschwäche
der Pol itiker erklären? Der generel le Schuldenstand ist zudem offensichtl ich nicht immer entscheidend für Finanzierungs-
probleme (Zinshöhe). Zieht man in Betracht, dass ein funktionierender (u. inflationsarmer) Staat wie Japan eine Schulden-
standsquote von 220% hat, so wird das Ausmaß an ideologischer Verwurzelung bei der Konstruktion der Eurozone
(Maastricht-Kriterium) und des Fiskalpaktes erkennbar. Staatsschulden sind kein al leiniges Stabil itätskriterium. Die Festle-
gung der Maximalquote war völ l ig bel iebig und empirisch keinesfal ls begründet.

Die Krise kann nur überstanden werden, wenn die Profiteure der Bankenrettung - die Vermögenden - auch für sie
aufkommen. Schaut man sich Geldvermögens und Schuldenstände (ohne Immobil ien) der Wirtschaftsteilnehmer der Euro-
Zone an, so erhält man netto für die privaten Wirtschaftssubjekte eine Gesamtsumme von über 1 2 Bil l ionen Euro. Die
Gesamten Staatsschulden der Eurozone belaufen sich auf etwas mehr als 5 Bil l ionen Euro.
Dabei ist zu beachten, dass der Großteil der Euro-Europäer überhaupt kein Geldvermögen besitzt. In Deutschland besitzen
die reichsten 1 % der Bevölkerung mindestens soviel Geldvermögen wie 90% der Bevölkerung. Durch eine Vermögenssteuer
oder -abgabe l ieße sich, wenn gewollt, den Staatschulden also sehr wohl und deutl ich gerechter zu Leibe rücken.

Durch die Sparaktivität der Volkswirtschaften kommt es zu dramatischen Verlusten von Arbeitsplätzen sowohl im
öffentl ichen als auch im privaten Sektor. In Griechenland hat sich die Arbeitslosigkeit mehr als verdoppelt, in Spanien
beträgt sie das 2,5-fache und in Irland ist sie nun mehr als dreimal so hoch wie vor der Bankenrettung. Auch in Portugal ist
die Arbeitslosigkeit stark angewachsen, sie l iegt auf irischem Niveau von 1 5%. Spanien und Griechenland haben die 20%-
Marke erreicht.
Die Sparprogramme vermindern also zum einen die Kaufkraft und bedeuten so erhebl iche Verluste an Lebensqual ität der
Menschen, zum anderen behindern sie auch die eigene Wirtschaft, was noch weitere Arbeitsplätze gefährdet. Ohne nötige
Investitionen können die hiesigen Exportindustrien aber auch nicht gegen die Wettbewerber aus den anderen Ländern
bestehen. Das Spardiktat bewirkt eine für die Menschen gefährl iche Abwärtsspirale.

Quellen: AMECO- und Eurostat-Datenbanken mit eigene Berechnungen, Mai 201 2

Der starke Anstieg der Zinsraten für Staatsanleihen südeuropäische Länder der Eurozone wurde zu Unrecht ausschl ießl ich den sich erhöhenden Staatsschulden angelastet. Es konnte den Men-
schen eine bestehende Staatsschuldenkrise, die aus unsol ider Haushaltspol itik entspringe, eingeredet werden. Hohe Staatsschulden sind natürl ich zu vermeiden, die Mechanismen ihrer Ent-
stehung sind aber komplexer und ihre Reduzierung kann in einem gemeinsamen Währungsraum dieser Art nicht durch Sparprogramme erzielt werden.

Änderung der Arbeitnehmerentgelte einiger
Euroländer seit 2000 bis 201 1

Preise in der Eurozone 201 1
(Preise 2000=1 00)

Handelsbilanzsalden einiger Euroländer
gegenüber der restlichen Welt

Entwicklung der Staatsschuldenquoten einiger Euroländer

Zunnahme der Arbeitslosigkeit einiger
Euroländer bis 201 2 seit 2007

Nettogeldvermögen und Staatsschulden der Eurozone 201 0
(insgesamt, in Mio. Euro)
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Eurokrise: Umverteilen statt Sparen




